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F 24025 Bebauungsplan „An den Koppeln“ in Adelsdorf - Vorentwurf 

vom 17.10.2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen Lan-

desamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger öf-

fentlicher Belange.  

 

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  

 

- Fluglärm 

- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 

- natürliche Radioaktivität 

- Fischartenschutz und Fischerei und 

- Geologie 

 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 

fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 

 

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des Inhalts 

der unter 2.1 und 3.1 angegebenen Unterlagen vorgenommen: 

 

 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 

 

Aus Sicht des LfULG stehen dem Vorhaben als solchem keine grundsätzli-
chen Bedenken entgegen. 
 
Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforderun-
gen zum Radonschutz, die zu beachten sind. Zur Begründung und zu weiteren 
Hinweisen der natürlichen Radioaktivität siehe Gliederungspunkt 2.   
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Wir empfehlen außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in Punkt 3 fol-
genden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
 
Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie Be-
lange des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
Wir bitten darum das LfULG über das Abwägungsergebnis / die Erwiderung des Vorha-
benträgers vor Beschlussfassung zu informieren (Vgl. § 4 SächsUIG). 
 

 

2 Natürliche Radioaktivität 

 

2.1  Unterlagen 
 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen über 

den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem Projekt 
„Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher Altlas-
ten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 
durch die Bekanntmachung vom 3. Januar 2022 (BGBl. I S. 15) geändert worden 
ist. 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 
2036; 2021 I S. 5261), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. April 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 132) geändert worden ist. 

[4] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

2.2  Prüfergebnis 
 

Das Plangebiet befindet sich … 
 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch keine 
Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes [4] und nach unseren Er-
kenntnissen in einer als unauffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittli-
chen Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft charakterisierten geologi-
schen Einheit. 

 
Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch sind im Rahmen 
weiterer Planungen zur Bebauung die nachfolgenden Anforderungen zum Radonschutz 
zu beachten. 
 
2.3  Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlenschutz-
verordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz vor 



 

 

Seite 3 von 6 

Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter Luft) 
für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in Aufent-
haltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätzlich 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu ver-
hindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchte-
schutz eingehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der Luft-
wechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon in 
Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [4] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvorsor-
gegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzent-
ration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In diesen Gebieten sind 
besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. Die Allgemeinverfügung 
sowie alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de nachzule-
sen. 

 
Aber auch außerhalb der festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit 
ausgeschlossen werden, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften 
des Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonakti-
vitätskonzentration in der Raumluft auftreten können. Daher empfehlen wir generell dem 
vorsorgenden Schutz vor Radon besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
 

2.4  Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten“ (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum Ra-
donschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterladen. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich bitte 
an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 
Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smekul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 

http://www.radon.sachsen.de/
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126
mailto:radonberatung@smekul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html
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3 Geologie 

 

3.1  Unterlagen 
 
Wir haben die Prüfung und Einschätzung auf der Grundlage des Inhaltes der nachfolgenden 
Unterlagen vorgenommen:  
 
[1] E-Mail-Schreiben des Planungsbüros Schubert GmbH & Co. KG, Frau C. Gutsche vom 

28.10.2024 zu F 24025 Bebauungsplan „An den Koppeln“ in Adelsdorf (Vorentwurf vom 
17.10.2024) mit digitalen Planungsunterlagen [2] 

[2] Gemeinde Lampertswalde: Bebauungsplan „An den Koppeln“ in Adelsdorf, bestehend aus 
Planzeichnung, Textlichen Festsetzungen und Begründung; Vorentwurf vom  17.10.2024 

[3] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: Datenfundus des 
Sächsischen Geologischen Dienstes - Bohrungsdaten, Gutachten, Berichte, Karten und 
Untergrundmodelle (hier: Geologische Karte der eiszeitlich bedeckten Gebiete von Sach-
sen M 1: 50.000, Geologische Übersichtskarte Sachsens M 1: 400.000) 

[4] DWA-A 138 -1 - Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser - Teil 1: Planung, 
Bau, Betrieb - Oktober 2024 

 
3.2  Prüfergebnis 
 
Aus geologischer Sicht stehen dem Vorentwurf des Bebauungsplans [2] keine Bedenken ent-
gegen. Es haben sich jedoch geologische Hinweise zur Berücksichtigung ergeben.  
 
Seitens des LfULG, Abt. 10 (Geologie) sind keine Untersuchungen, Planungen und sonstigen 
Maßnahmen beabsichtigt oder bereits eingeleitet, die bezüglich des o.g. Vorhabens von Be-
deutung sind.  
 
Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
ergeben sich unter geologischen Aspekten keine speziellen Anregungen bzw. Anforderungen. 
Im Rahmen der Umweltprüfung sollen die Auswirkungen des Vorhabens auf das geologi-
sche/hydrogeologische Wirkungsfeld untersucht werden. Dabei sind die geologischen und 
hydrogeologischen Verhältnisse darzustellen und die Auswirkungen auf bzw. durch das Vor-
haben zu beschreiben. 
 
 
3.3  Geologische Hinweise 
 
Allgemeine geologische Verhältnisse / Baugrund [3] 
Regionalgeologisch befindet sich der Planungsbereich im Lausitzer Grauwacken-Gebiet.  
Unter dem Mutter-/Oberboden sind Geschiebemergel/-lehme der Saale-I-Kaltzeit (Grundmo-
räne) verbreitet. Darunter können noch saale- und/oder elsterkaltzeitliche Schmelzwasser-
sande/-kiese anstehen. Im Nordwesten tangiert die Quellaue eines kleineren Baches das Pla-
nungsgebiet. Hier stehen geringtragfähige holozäne Auelehme/Auesande an. 
Den Sedimenten folgt mit der Tiefe das Grundgebirge aus Grauwacken, Schluffsteinen und 
Tonsteinen, lokal mit Konglomeraten, Kalksilikatgesteinen, Schwarzschiefern (Kamenz-
Gruppe). 
Die Geschiebemergel/-lehme wirken als Grundwasserstauer. Schmelzwassersande/-kiese 
sind grundwasserleitend. In den Auesedimenten sind flurnahe Grundwasserstände zu erwar-
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ten. Im Festgestein zirkuliert das Grundwasser in offenen Klüften und Störungszonen (= Kluft-
grundwasserleiter). Grundsätzlich unterliegt das Grundwasserdargebot jahreszeitlichen und 
witterungsbedingten Schwankungen. 
 
Planungsgrundlagen zum Baugrund - Baugrunduntersuchungen 
Grundsätzlich werden für neu geplante Bauvorhaben projektbezogene und standortkonkrete 
Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 und DIN EN 1997-2 angeraten. Damit kann der 
Kenntnisstand zum geologischen Schichtenaufbau, zu den hydrogeologischen Verhältnissen  
und zur Tragfähigkeit des Baugrundes konkretisiert werden. Darüber hinaus wird sicherge-
stellt, dass die Planungen an bestehende Bau-/ Untergrundverhältnisse angepasst werden 
können. 
 
Versickerung  
Bezüglich der Niederschlagswasserableitung wird in [2] folgendes ausgeführt:  
 
„Niederschlagswasser ist innerhalb des jeweiligen Baugrundstücks vollständig zurückzuhalten 
und zu versickern. Ist die Versickerung aufgrund des anstehenden Untergrunds nicht möglich, 
so ist das auf überbauten Flächen der Baugrundstücke anfallende, unbelastete Niederschlags-
wasser innerhalb des jeweiligen Baugrundstücks vollständig zurückzuhalten (z.B. in unterirdi-
schen Zisternen) und zu verwerten (als Brauchwasser). Der Überlauf ist gedrosselt und zeit-
verzögert in den öffentlichen Bürgermeisterkanal abzugeben.“ 
 
Unter Beachtung vorliegender Grundwasserstandsdaten aus direkt südlich des Plangebietes 
gelegenen Archivbohrungen ist bereits bei mittleren Grundwasserständen ein sehr geringer 
Grundwasserflurabstand von wenigen Dezimetern (ggf. direkt unter der Geländeoberfläche) 
zu erwarten. Bei mittleren höchsten Grundwasserständen (welche u.a. für die Bemessung von 
Versickerungsanlagen für Niederschlagswasser nach DWA Arbeitsblatt A 138 maßgebend 
sind), ist nach vorliegendem Kenntnisstand sogar eine (teilweise) Vernässung der Flächen 
nicht ausgeschlossen.  
Es ist daher bereits anhand des vorliegenden Datenbestandes zu erwarten, dass eine Nieder-
schlagswasserversickerung gemäß den Anforderungen des Standes der Technik (DWA Ar-
beitsblatt A 138 - [4]) im Plangebiet nicht möglich sein wird. Die im Bebauungsplan genannte 
Option der (stark) gedrosselten Einleitung in den Bürgermeisterkanal wird daher aller Voraus-
sicht nach neben der Nutzung als Brauchwasser die einzige Ableitungsmöglichkeit für Nieder-
schlagswasser darstellen. Aufgrund der vergleichsweise geringen Einleitmenge in den Bürger-
meisterkanal (150 l/d und EW) sind daher hohe Rückhaltevolumen notwendig.  
Diese wesentliche Randbedingung sollte daher im Bebauungsplan klar herausgestellt werden, 
um den zukünftigen Bauherren diesbezügliche Planungssicherheit zu ermöglichen. 
 
Ferner wird darauf hingewiesen, dass die sehr geringen Grundwasserflurabstände auch bei 
der Planung der Gebäude (z.B. Trockenhaltung Baugruben, Bauwerksabdichtung) berücksich-
tigt werden sollten. 
 
Geoarchiv, Bohrungsdaten 
Für das Planungsgebiet selbst liegen im Geodatenarchiv [3] keine Bohrungen mit Schichten-
verzeichnissen vor (geologische Punktinformationen).  
 
Auf der Homepage des LfULG (https://www.geologie.sachsen.de/produkte-26776.html) sind 
alle Informationen zur Datenbereitstellung zusammengestellt. Hier finden Sie  

- Dokumente des Geoarchivs 
- Digitale Bohrungsdaten 

https://www.geologie.sachsen.de/produkte-26776.html
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- Digitale geologische Karten 
- Digitale 3D-Modelle 
- Publikationen und Druckerzeugnisse 
- Gesetzliche Regelungen und Nutzungsbedingungen 

 
Des Weiteren kann die ROHSA-Suchmaschine genutzt werden. Hier kann man über eine 
räumliche Suche nach Berichten recherchieren.  
https://www.rohstoffdaten.sachsen.de/informationen-zur-rohsa-suchmaschine-4000.html 
 
Es besteht auch die Möglichkeit, den Datenbestand des LfULG z.B. über iDA und DiGA.Sax 
zu nutzen.  
 
Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen) sowie die 
dazu gehörigen Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zu-
ständige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8 GeolDG).  
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei 
gewonnenen Fachdaten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) zu 
übermitteln.  
Wenn seitens des LfULG Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gutachten) 
angefordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss der geologi-
schen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu übermitteln (§ 9, 10 
GeolDG). 
Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologischer Boh-
rungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Bohranzeige“ verfügbar. 
Eine Bohranzeige kann über das Portal „ELBA.Sax“ elektronisch erfolgen 
(https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba). 
 
Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes 
(SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit geowissen-
schaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeologische Untersu-
chungen o. ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Landkreise, Kreisfreien Städte 
und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts an das LfULG 
bleiben vom GeolDG unberührt. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Monika Zschunke 

Sachbearbeiterin 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 

 

gen:  

 

https://www.rohstoffdaten.sachsen.de/informationen-zur-rohsa-suchmaschine-4000.html
http://www.geologie.sachsen.de/
https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba

